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Mit  dem EU-Forschungsrahmenprogramm,  Horizont  2020  wurde  ein  Mega-Programm 
aufgelegt, das zwischen 2014 und 2020 mit 80 Mrd. Euro ausgestattet ist. Das Budget 
verteilt sich auf drei Schwerpunkte: „Wissenschaftsexzellenz“, „Führende Rolle der Indus-
trie“ und „Bewältigung gesellschaftlicher Herausforderungen“. Mit  Horizont 2020 läuft 
das  größte  und  ehrgeizigste  EU-Forschungsprogramm.  Es  ist  eines  der  größten 
Forschungsprogramme weltweit. Es vereint alle Forschungs- und Förderprogramme der 
Europäischen Kommission. Es legt einheitliche Vorschriften fest und reduziert den büro-
kratischen Aufwand. Horizont 2020 ist ein Bestandteil des Europäischen Forschungsraums 
(EFR), der auf die Schaffung eines Rahmens für Forschung und Wissenschaft, Innovation 
und Wettbewerbsfähigkeit in Europa zielt. Zusammen mit der „Innovationsunion“ dient es 
zur Umsetzung der EU-Strategie 2020. Diese fungiert als Instrument zur Förderung einer 
konkurrenzfähigen Wirtschaftsgemeinschaft und eines attraktiven Lebensraums. Die Inno-
vationsunion strebt die Integration von Forschung, Wissenschaft und Entwicklung, Wettbe-
werbsfähigkeit und Industriepolitik an. In ihrem Fokus steht die Wertschöpfungskette von 
Forschung und Wissenschaft bis zur Erfindung und Markteinführung wettbewerbsfähiger 
Produkte  und  Dienstleistungen.  Die  Kommission  erwartet,  dass  diese  Verknüpfung zu 
mehr  Durchbrüchen,  Entdeckungen  und  Weltneuheiten  führen  wird,  weil  Ideen  und 
Forschung vom Labor bis  zur Marktreife  nun in einen kohärenteren Prozess überführt 
werden.  Die  Intensivierung  der  Forschung  und  der  Entwicklung  wettbewerbsfähiger 
Produkte und Dienste soll  Forschung und Industrie näher zusammenbringen. So sollen 
Impulse für Wachstum, Arbeitsplätze und die Bewältigung großer Herausforderungen wie 
Klimawandel, Energiesicherheit und Gesundheit entstehen. Das Programm steht Forschern 
weltweit  offen,  strukturiert  und  koordiniert  ihre  Forschungstätigkeit  und  fördert  durch 
Marie-Curie-Maßnahmen ihre interdisziplinäre Mobilität.1

Die Kommission unterstreicht hiermit die Bedeutung der Forschung und Innovation für 
das Wachstum in Europa. Im Juni 2014 veröffentlichte die Kommission eine Mitteilung 
mit  Vorschlägen,  wie  die  Mitgliedstaaten  in  Zeiten  angespannter  Haushalte  mit  ihren 
Ausgaben größere Wirkung erzielen könnten.2 Drei Bereiche seien zentral: Erhöhung der 
Strategieentwicklung und der politischen Entscheidungsfindung mit Blick auf die Einbe-
ziehung  von  Forschungs-  und  Innovationsmaßnahmen  (1),  Erhöhung  der  Qualität  der 
Forschungs- und Innovationsprogramme durch eine Reduzierung des Verwaltungsaufwan-
des und eine verstärkte wettbewerbsorientierte Mittelvergabe (2) und Erhöhung der Quali-
tät der Forschungs- und Innovationsprogramme durch neue Partnerschaften mit der Indus-
trie (3).

1 Europäische Kommission: Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäischen Union 2014. Brüssel 2015, 
S. 81.

2 Europäische Kommission: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Euro-
päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Forschung und Innovation: 
Voraussetzungen für künftiges Wachstum, KOM (2014) 339.

Jahrbuch der Europäischen Integration 2015 187



Die Innenpolitik der Europäischen Union 

Forschungs- und Technologiepolitik

Der Anteil der Forschungs- und technologischen Entwicklungsinvestitionen (FTE) in den 
28 Mitgliedstaaten der Europäischen Union beträgt gegenwärtig rund 2 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts. Einzelne Länder wie Finnland und Schweden liegen mit 3,5 Prozent 
beziehungsweise 3,4 Prozent  deutlich darüber.  Dänemark,  Deutschland,  Österreich und 
Slowenien erreichen mit 2,9 Prozent beziehungsweise 2,7 Prozent fast diese Zielmarke. 
Alle anderen EU-Mitgliedstaaten liegen zum Teil  deutlich darunter.  Im Vergleich dazu 
überschreiten Südkorea und Japan die Drei-Prozent-Marke und auch die USA liegen nahe 
daran. China erreicht eine FTE-Intensität von etwa 2 Prozent. Die FTE-Investitionen von 
Unternehmen mit EU-Sitz  stiegen in den letzten beiden Jahren trotz eines ungünstigen 
wirtschaftlichen Umfelds an. Diese Zunahme lag allerdings unter dem weltweiten Durch-
schnitt und unter den Steigerungsraten der Unternehmen mit Sitz in den USA und Japan, 
wie eine Datenauswertung in 2014 zeigte. Die Daten zeigen, dass im Jahr 2013 633 in der  
Europäischen Union ansässige Unternehmen 162,4 Mrd. Euro investierten, während 804 
Unternehmen mit Sitz in den USA 193 Mrd. Euro und 387 japanische Unternehmen 85,6 
Mrd. Euro aufwendeten.3 Angesichts dieser im EU-Durchschnitt unbefriedigenden FTE-
Intensität haben sich Kommission und Europäischer Rat klare FTE-Intensitätsziele gesetzt, 
um bis 2020 die FTE-Intensität am Bruttoinlandsprodukt aller 28 Mitgliedstaaten auf die 
angestrebte Marke von 3 Prozent zu heben. Dies korrespondiert mit den Zielsetzungen 
vieler Länder wie Frankreich, Belgien, Estland oder Portugal, diese Marke im nationalen 
Rahmen ebenfalls zu erreichen.4 Dabei spielt unter anderem die Bereitstellung von Venture 
Capital (Wagniskapital) eine wichtige Rolle. Diese Hürde im Innovationsprozess ist eine 
der großen Schwächen der Europäischen Union im Vergleich zu den USA oder Japan. 
Eine  neue  Generation  von  EU-Finanzierungsinstrumenten  und  Beratungsdiensten  soll 
deshalb einen besseren Zugang zu Finanzmitteln ermöglichen. Ziel der Initiative „InnoFin 
– EU Finance for Innovators“ (EU-Finanzmittel für Innovatoren) ist, kleine, mittlere und 
große Unternehmen und Träger der Forschungsinfrastrukturen in die Lage zu versetzen, in 
den kommenden sieben Jahren über 24 Mrd. Euro für Forschung und Innovation bereitzu-
stellen. Konkret strebt die Europäische Union damit die Schaffung von 4 Mio. Arbeitsplät-
zen und eine Erhöhung des jährlichen Bruttoinlandsprodukts um bis zu 1 Mrd. Euro an.

Seit 2014 ist das mit einem Budget von 2,7 Mrd. Euro ausgestattete Europäische Inno-
vations- und Technologieinstitut  (European Institute  of  Technology,  EIT)  ein wichtiger 
Teil von Horizont 2020 geworden. Mittlerweile passt es sich hervorragend in die Ziele der 
Strategie Europa 2020 ein. Das Institut hat das Ziel, die Zusammenarbeit der leistungsfä-
higsten  Institute,  Universitäten  und  industriellen  Forschungszentren  zu  stärken.  Seine 
Wissens- und Innovationsgemeinschaften (Knowledge and Innovation Communities, KIC), 
die über 500 führende Partner aus Unternehmen, Hochschulen und Forschung vereinen, 
sollen europaweit Innovationen und Unternehmertum voranbringen. Die Aufgabe der in 
ihrer internen Struktur vom EIT unabhängigen KIC ist die innovative Spitzenforschung 
insbesondere  mit  Blick  auf  die  Verbesserung  der  Wettbewerbsfähigkeit  europäischer 
Unternehmen, Universitäten und Forschungsunternehmen. Die KIC, die eine Laufzeit von 
sieben bis fünfzehn Jahren haben, sind in Struktur und Verwaltung voneinander unabhän-
gig. Es wird bei der Errichtung einer KIC vorausgesetzt, dass sich mindestens drei Partner-
organisationen aus dem Bereich Hochschulbildung, Forschung und Innovation beteiligen, 

3 Europäische Kommission: Gesamtbericht 2014, S. 82.
4 Europäische Kommission: Gesamtbericht 2014, S. 82.
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die  aus  mindestens  zwei  Ländern  kommen  müssen.  Die  akademischen  Grade  und 
Abschlüsse werden von den Partnerorganisationen nach nationalen Vorschriften vergeben, 
sollen aber als akademische Grade und Abschlüsse des EIT bezeichnet werden.5 In seiner 
Anfangsphase galt das Augenmerk des EIT der Unterstützung des Wirtschaftswachstums 
sowie dem Einfluss der ersten drei KIC, die sich mit Fragen des Klimawandels, der Infor-
mations- und Kommunikationstechnik und der nachhaltigen Energie befassten. Mit dem 
EIT betont die Kommission erneut die Bedeutung der Verbindungen von Forschung und 
Industrie und unterstreicht damit ihre FTE-Intensitätsziele. Dazu dienen auch die neuen 
EU-Industriepartnerschaften für Innovation. Im Rahmen von Horizont 2020 werden als 
Teil des EU-Investitionspakets für Innovationen elf Partnerschaften mit der Industrie und 
den Mitgliedstaaten mit einem Gesamtbudget von über 23 Mrd. Euro realisiert. Mit ihrem 
Beitrag von neun Mrd. Euro will die Europäische Union Investitionen des Privatsektors in 
Höhe von 10 Mrd. Euro und der Mitgliedstaaten in Höhe von 4 Mrd. Euro anstoßen. Die  
Fördermittel werden für gemeinsame Technologieinitiativen bereitgestellt.

Angesichts der  herausragenden Bedeutung der  Informationstechnologien im Kontext 
der Industrie 4.0 startete die Europäische Union ab 2014 milliardenschwere Partnerschaf-
ten zur Unterstützung der Führungsrolle Europas auf den Gebieten der Elektronik, Robotik 
und Big-Data-Verarbeitung. Das gemeinsame Unternehmen ECSEL6 (Elektronikkompo-
nenten und Elektroniksysteme für eine Führungsrolle Europas) soll die Entwicklung von 
Elektronikkomponenten in Europa unterstützen. Diese Initiative ist das Herzstück der Stra-
tegie für  den europäischen Elektroniksektor,  die  bis  2020 100 Mrd.  Euro  an  privaten 
Investitionen mobilisieren und 250.000 Arbeitsplätze schaffen soll. SPARC (Partnerschaft 
für Robotik in Europa)7 ist die industriepolitische Initiative der Europäischen Union zur 
Stärkung der Stellung Europas auf dem globalen Robotikmarkt, der ein Volumen von 22 
Mrd. Euro hat und bis 2020 voraussichtlich auf über 60 Mrd. Euro anwachsen wird. Diese 
Initiative dürfte über 240.000 Arbeitsplätze in Europa schaffen und den Anteil Europas am 
Weltmarkt auf 42 Prozent vergrößern. Die Kommission wird 700 Mio. Euro und euRobo-
tics 2,1 Mrd. Euro investieren. Die Kommission und die europäische Datenbranche haben 
darüber hinaus eine Absichtserklärung unterzeichnet, in der sie sich verpflichten, in eine 
öffentlich-private Partnerschaft zu investieren, die den Datensektor stärken und Europa im 
weltweiten Datenwettbewerb zu einer Führungsposition verhelfen soll. Die Europäische 
Union stellt hierfür aus dem Programm Horizont 2020 über fünf Jahre (2016-2020) mehr 
als 500 Mio. Euro bereit, die von privaten Partnern mindestens um das Vierfache übertrof-
fen werden sollten. Dies ist ein erstes Ergebnis der Kommission und ihrer Strategie, die 
Entwicklung der datengesteuerten Wirtschaft in Europa zu beschleunigen.8

Informationsgesellschaft und Telekommunikation

Im Bereich Telekommunikation und digitaler Binnenmarkt arbeitet die Kommission ihr 
Arbeitsprogramm im Rahmen der Digitalen Agenda ab. Die Digitale Agenda ist eine auf 
fünf Jahre angelegte Strategie der Europäischen Union zur Förderung der digitalen Wirt-

5 Europäisches Innovations- und Technologieinstitut: What makes a KIC a KIC, abrufbar unter:  http://eit.
europa.eu/activities/innovation-communities/what-makes-kic-kic (letzter Zugriff: 9.8.2015).

6 Europäische  Kommission:  Time  to  ECSEL,  5.3.2015,  abrufbar  unter:  http://ec.europa.eu/digital-
agenda/en/time-ecsel (letzter Zugriff: 4.7.2015).

7 The Partnership for Robotics in Europe: SPARC. The Partnership for Robotics in Europe, 2015, abrufbar 
unter: http://sparc-robotics.eu (letzter Zugriff: 4.7.2015).

8 Europäische Kommission: Gesamtbericht 2014, S. 84.
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schaft und zur Bewältigung gesellschaftlicher Herausforderungen mithilfe einer umfassen-
den Digitalisierung. Das Internet  und die ihr zugrundeliegenden elektronischen Vernet-
zungstechnologien bilden dabei ihre technologische Basis. Im Rahmen der Wachstums-
potenziale und der Innovationskraft der Informations- und Kommunikationstechnologien 
bleibt  die  Errichtung eines  digitalen  Binnenmarkts  innerhalb  der  Wettbewerbsstrategie 
Europa 2020 das erklärte Ziel der Kommission. Hier spielen Verordnungen, Richtlinien 
und ihre nationale Umsetzung eine wichtige Rolle. Detailregelungen realisieren kleine und 
kleinste Bauabschnitte in der Verwirklichung des digitalen Binnenmarkts. Solche techni-
schen Schritte sind politisch unspektakulär, für die Verwirklichung des digitalen Binnen-
marktes allerdings essenziell. In diesem Zusammenhang hat die Kommission die Preiso-
bergrenze für Datendownloads (Roamingpreise) um mehr als die Hälfte von 45 Cent pro 
Megabyte auf 20 Cent gesenkt. Dadurch werden das Abrufen von Karten, Videos und E-
Mails und die Nutzung sozialer Netzwerke auf Reisen in der Europäischen Union günsti-
ger. Darüber hinaus trat eine neue EU-Richtlinie zur Senkung der (nationalen) Internetkos-
ten in Kraft, mit der die Kosten der Einrichtung von Hochgeschwindigkeits-Internetverbin-
dungen um 30 Prozent reduziert werden sollen. Die EU-Verordnung über elektronische 
Identifizierung und  Vertrauensdienste  für  elektronische  Transaktionen  im Binnenmarkt 
(eIDAS) schafft  die  Voraussetzungen dafür,  dass  Bürger,  Unternehmen und öffentliche 
Verwaltungen elektronische Identifizierungsmittel und Vertrauensdienste (Signaturen und 
Siegel,  Zeitstempel,  Zustellung  von  Einschreiben  und  Website-Identifizierung)  für  die 
Abwicklung elektronischer Transaktionen nutzen können. Die Bürger werden dadurch in 
die Lage versetzt,  gesicherte  grenzüberschreitende Transaktionen durchzuführen und in 
der Europäischen Union ihre Rechte wahrzunehmen. Die Verordnung trat 2014 in Kraft. 
Voraussichtlich können die Mitgliedstaaten Mitte 2015 die entsprechend notifizierten elek-
tronischen Identifikationsmittel der anderen Mitgliedstaaten anerkennen. Die Vorschriften 
für Vertrauensdienste werden ab dem 1. Juli 2016 und die Pflicht zur gegenseitigen Aner-
kennung elektronischer Identifizierungsmittel ab Mitte 2018 gelten.9

Forschung und Technologie im Angesicht einer zweiten industriellen Revolution

Mit der Industrie 4.0 gewinnen Forschungs- und Technologieprojekte der Informations- 
und Telekommunikationstechnologien an Priorität. Die Industrie 4.0 ist das Internet der 
Dinge. Es realisiert die technologischen Möglichkeiten von weitgehend autonom agieren-
den technologischen Systemen, die sich selbst steuernd, selbst lernend und selbst replizie-
rend als eine zweite industrielle Revolution in den globalen Technologie- und Wissensge-
sellschaften  etablieren  werden.  Innerhalb  der  Wettbewerbsstrategie  und  Innovations-
architektur der Europäischen Union und mit Blick auf andere Innovationsfelder  in der 
Biotechnologie,  der  Weltraumtechnologie,  der  Logistik,  der  Energieversorgung  und 
-sicherheit ist eine hochtechnologische Sensibilität Europas hinsichtlich der Dynamiken in 
den USA, Japan, Brasilien und China weiterhin wichtig. Wichtig sind dabei regulatorische 
Fragen  des  Innovationsklimas  und  des  digitalen  Binnenmarkts,  um die  verschiedenen 
Technologiefelder  zu stimulieren. Die Europäische Union ist diesbezüglich forschungs- 
und technologiepolitisch auf einem richtigen Weg.
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